
Stellungnahme  
Zentraler Immobilien Ausschuss (ZIA) e.V. zu den BEHG-
Durchführungsverordnungen: 
 
Aus unserer Sicht sind die folgende Anmerkung relevant: 
 

1. Zur Vermeidung von Doppelbelastungen (§11 Berichterstattungsverordnung) 
 

Als Datenquelle für die Brennstoffmenge wird auf den Emissionsbericht der EHS-Anlage 
verwiesen. Uns ist nicht ersichtlich, wieso die Berechnung trotzdem nach den Standardfaktoren 
des Anhanges 1 Teil 4 erfolgen. Insbesondere kann es dadurch zu Abweichungen zwischen den 
so errechneten CO2-Mengen im Vergleich zu den Angaben des Emissionsberichtes der 
entsprechenden Anlage kommen. Gerade bei größeren Anlagen wird im ETS die CO2-
Emissionsmenge nicht mit den Standardfaktoren, sondern über Analysedaten bestimmt (Hi und 
EF; siehe Ebenenanforderung der Monitorverordnung).  
Nach unserer Auffassung werden sich nach dem vorgelegten Stand anhand der unterschiedlichen 
Ermittlungsmethoden abweichende Daten ergeben.  
Auch ist ein expliziter Ausschluss von Doppelbelastungen aus nETS und EU-ETS entscheidend, 
sodass keine nETS-Zertifikate erworben werden müssen, wenn der Brennstoff in einer EU-ETS-
Anlage genutzt wird. Eine Konkretisierung § 11 BeV 2022 ist daher notwendig. 
Ferner ist ein Ausgleichsmechanismus zwischen nETS und EU-ETS erforderlich, in dem mit der 
Abgabe der EU-ETS-Zertifikate zugleich eine Rückvergütung zu viel beschaffter nETS-Zertifikate 
erfolgt, wenn zu viele n-ETS Zertifikaten durch den Lieferanten bereitgestellt wurden. Da zwischen 
nETS und EU-ETS eine Koppelung existiert, muss es auch einen konkret benannten 
Ausgleichsprozess in § 11 BeV 2020 geben. 

 
2. Wichtig ist ein Emissionshandelsregister, das mit vergleichbarer Datenbasis, wie zur 

Abwicklung der Energiesteuer (BEHV  § 5, Abschnitt 3 – nationales Emissionshandelsregister 
und 5  Erfüllung und Abgabe) ausgestaltet wird. 

 
3. Ein Monitoring-Prozess in Analogie zum EU-ETS ist erforderlich, um etwaige Anpassung 

bedarfsgerecht und zielgerichtet durchführen zu können.  
 

4. Positiv sind die in §6 BEHG enthaltenen vereinfachten Überwachungspläne zu sehen. 
Demnach ist eine Freistellung der Unternehmen von der Pflicht zur Verifizierung des 
Emissionsberichts nach §7, Abs. 3 BEHG möglich, wenn diese Standardemissionsfaktoren 
verwenden. 
 

 
 
 
 


